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Tierhaltungskooperationen  
erleben eine Renaissance
Anforderungen an Rechtsform und Gesellschaftsvertrag

Mehr und mehr Landwirte intensivieren ihre Viehhaltung, um ihren 
Familien dauerhaft ein ausreichendes Einkommen zu ermöglichen. 
Bei schweinehaltenden Betrieben findet schlicht eine Ausweitung 
der Produktion (Mast und/oder Zucht) statt. Um die Vieheinheiten-
grenze einzuhalten, bieten sich Tierhaltungskooperationen an. Bri-
gitte Barkhaus, Steuerberaterin der LBH-Steuerberatungsgesell-
schaft mbH in Friedrichsdorf, erläutert, worauf man bei der Wahl der 
Rechtsform besonders achten sollte.

Vermehrt steigen Landwirte 
auch in neue Produktionszweige 
wie in die Erzeugung erneuerba-
rer Energien oder in die Hähn-
chenmast ein. Insbesondere in 
der Kombination mit Biogasan-
lagen erhofft man sich positive 
Effekte, indem zum einen die 
Gülle in der Biogasanlage, zum 
anderen die Wärme aus der Bio-
gasanlage für die Beheizung der 
Ställe genutzt werden können.

Einhaltung  
der Viehbestandsgrenze

Damit weiterhin land- und 
forstwirtschaftliche Einkünfte 
vorliegen, darf bezogen auf den 
Hektar land- und forstwirtschaft-
licher Nutzflächen nur eine be-
stimmte Anzahl Tiere gehalten 
werden. Die Viehbestände wer-
den dabei in Vieheinheiten um-
gerechnet. So wird zum Beispiel 
eine Zuchtsau mit 0,33 Viehein-
heiten je gehaltenes Tier bewer-

Übersicht
Vieheinheitengrenze Nicht mehr als
Für die ersten 20 ha 10 VE/ha
Für die nächsten 10 ha 7 VE/ha
Für die nächsten 20 ha 6 VE/ha
Für die nächsten 50 ha 3 VE/ha
Jede weitere Fläche 1,5 VE/ha
Das bedeutet, der Vieheinheitenschlüssel 
ist degressiv ausgestaltet:

Betriebsgröße 
in ha LF

VE- 
Höchstgrenze

1 10
10 100
20 200
30 270
40 330
50 390
60 420
70 450
80 480
90 510

100 540
150 615
200 690
500 1140

B. Barkhaus

tet, ein Ferkel mit 12 bis 20 kg 
mit 0,02 Vieheinheiten je er-
zeugtes Tier. Grundsätzlich 
kommt es dabei auf das nachhal-
tige Überschreiten der Viehein-
heitengrenze an (allmählicher 
Strukturwandel). Hier ist regel-
mäßig von einem Zeitraum von 
drei Wirtschaftsjahren auszuge-
hen. Der Neubau eines Stalles, 
mit dessen Kapazitäten die Vieh-
ein heitengrenze planmäßig 
über schritten werden wird, führt 
jedoch bereits beim erstmaligen 
Überschreiten zur Gewerblich-
keit (sofortiger Strukturwandel).  
Aufgrund des immensen Zucht-
fortschritts, der Verbesserung 
der biologischen Leistungen und 
des Managements empfiehlt sich, 
die Vieh ein heitengrenze regel-
mäßig (beispielsweise zum Ende 
des Wirtschaftsjahres) zu prüfen. 

Bei Überschreiten der Vieh-
ein  heitengrenze wird zuerst der 
flächenunabhängigste und größ-
te Viehhaltungszweig gewerb-

lich. Kommt es zur Ausgliede-
rung, so hat dies folgende Aus-
wirkungen:  
•	Wegfall der Umsatzsteuerpau-

schalierung
•	Gewerbesteuerpflicht (die Ge-

werbesteuer kann allerdings 
angerechnet werden)

•	Verluste	aus	gewerblicher	Tier-
haltung dürfen nicht mit anderen 
Einkünften verrechnet werden 
•	 Es	 gelten	 die	 gewerblichen	
Größenmerkmale für die Inan-
spruchnahme von Sonderab-
schreibungen und Investitionsab-
zugsbeträgen
•	Eine	Lohnsteuerpauschalie-
rung zu 5 Prozent für Aushilfs-
kräfte ist nicht möglich
•	Der	land-	und	forstwirtschaft-
liche Freibetrag oder die Steuer-
ermäßigung für Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft kön-
nen nicht gewährt werden.
•	Unter	Umständen	gewerbli	che	
Abfärbung für den gesamten 
landwirtschaftlichen Betrieb mit 
Aktivierung des Feldinventars.
•	Grundsteuer	B	wird	fällig	(in	
der Regel höher).
•	Keine	KFZ-Steuerbefreiung	
für die für die gewerbliche Tier-
haltung eingesetzten Fahrzeuge.
•	 Auswirkungen	 auf	 andere	
Rechtsgebiete (Baurecht, Förde-
rung und weitere).

Maßnahmen zur Vermeidung 
der Gewerblichkeit

Diese Maßnahmen im Betrieb 
sind zur Vermeidung der ge-
werblichen Tierhaltung denkbar:

•	 Flächenerweiterung	 (durch	
Kauf oder Zupacht),
•	Abstockung	der	Tierhaltung,
•	Betriebsteilung,
•	Tierhaltungskooperation,
•	Ausgliederung	auf	gewerbli-
ches Unternehmen.
Zunächst ist wichtig, darauf hin-
zuweisen, dass es keine Standard-
lösung für jeden Betrieb gibt. Je 
nach den einzelbetrieblichen und 
familiären Voraussetzungen 
muss individuell nach der besten 
Lösung gesucht werden. Auf 
dem Pachtmarkt sind häufig kei-
ne Flächen zu angemessenen 
Preisen zu bekommen. Eine Ab-
stockung der Viehhaltung kann 
die Weiterentwicklung des Be-
triebes hemmen. Eine Betriebs-
teilung ist unter Umständen 
nicht möglich oder sinnvoll, weil 
kein geeigneter Angehöriger be-
ziehungsweise Partner vorhan-
den ist oder dieses mit zusätzli-
chen Belastungen im Bereich der 
Sozialversicherung verbunden 
sein kann. 

Kooperationen nach  
dem Bewertungsgesetz

Daher erfahren die so genann-
ten Tierhaltungskooperationen 
im Sinne des § 51a Bewertungs-
gesetz (BewG) in letzter Zeit 
eine Renaissance. § 51a BewG 
hat den Zweck, dass die sich auf 
Grundlage der regelmäßig land-

Vor der Gründung einer Tierhaltungskooperation sind viele Fragen zu klären, unter anderem die Wahl der Rechts-
form.  Foto: Moe
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wirtschaftlich genutzten Flächen 
ergebende Möglichkeit zur land-
wirtschaftlichen Tierzucht und 
Tierhaltung auf eine Gemein-
schaft ganz oder zum Teil über-
tragen werden kann, ohne dass 
die Bewirtschaftung durch die 
Gemeinschaft selbst erfolgen 
muss. Ohne über eigene land-
wirtschaftliche Flächen zu verfü-
gen, kann diese Gesellschaft 
daher landwirtschaftliche Ein-
künfte erzielen, so dass ebenfalls 
die Umsatzsteuerpauschalierung 
An wendung findet. 

Auf diesem Wege ist es mög-
lich, dass zum Beispiel ein Acker-
baubetrieb seine Vieheinheiten 
finanziell verwertet – gegebe-
nenfalls auch Gülle erhält – und 
der viehhaltende Betrieb die 
Viehhaltung im Rahmen der Ge-
sellschaft ausweitet.  Als Gesell-
schaftsformen für solche Tier-
haltungskooperationen kommen 
sowohl die GbR (Gesellschaft 
bürgerlichen Rechtes) als auch 
die OHG (offene Handelsgesell-
schaft), die KG (Kommanditge-
sellschaft) oder eine atypisch 
stille Gesellschaft in Betracht. 
Kapitalgesellschaften in der 
Rechtsform der AG (Aktienge-
sellschaft) oder GmbH (Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung) 
scheiden als Gesellschaftsformen 
aus. Diese betreiben immer ge-
werbliche Tierhaltung, da sie 
Gewerbebetriebe kraft Rechts-
form sind. Auch eine GmbH & 
Co. KG scheidet als mögliche 
Rechtsform aus. Grundsätzlich 
ist auch eine Genossenschaft 

oder ein Verein möglich, Rechts-
formen, die sich für eine Tierhal-
tungskooperation aber nur be-
dingt eignen.

Das Gesetz knüpft bestimmte 
Voraussetzungen an die Anerken-
nung einer Tierhaltungskoopera-
tion i.S.d. § 51a BewG. Zu den 
per sönlichen Voraussetzungen 
für eine landwirtschaftliche Tier-
haltungskooperation gehört, dass 
alle Gesellschafter oder Mitglie-
der
•	 Inhaber	 eines	Betriebes	 der	
Land- und Forstwirtschaft mit 
selbst bewirtschafteten regelmä-
ßig landwirtschaftlich genutzten 
Flächen sind,
•	nach	dem	Gesamtbild	der	Ver-
hältnisse hauptberuflich Land- 
und Forstwirte sind,
•	Landwirte	 im	Sinne	des	§	1	
Abs. 2 des Gesetzes über die Al-
terssicherung der Landwirte 
(ALG) sind und dies durch eine 
Bescheinigung der zuständigen 
Alterskasse nachgewiesen wird 
und
•	die	sich	für	sie	ergebende	Mög-
lichkeit zur landwirtschaftlichen 
Tiererzeugung oder Tierhaltung 
in Vieheinheiten ganz oder teil-
weise auf die Gesellschaft über-
tragen haben.

Voraussetzungen für eine 
Tierhaltungskooperation

Zu den sachlichen Vorausset-
zungen einer Tierhaltungskoope-
ration i. S. d. § 51a BewG gehört, 
dass die Anzahl der von der Ge-
sellschaft im Wirtschaftsjahr er-

zeugten oder gehaltenen Vieh-
einheiten nicht höher ist, als die 
von den Gesellschaftern übertra-
genen Vieheinheiten und den 
Vieheinheiten, die sich bei der 
Zusammenrechnung der von den 
Gesellschaftern regelmäßig ins-
gesamt landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen ergibt. Außer-
dem dürfen die Betriebe der 
Ge sellschafter oder Mitglieder 
nicht mehr als 40 km von der 
Produktionsstätte der Gesell-
schaft entfernt liegen. Die Ko-
operation hat in laufend zu füh-
renden Verzeichnissen Angaben 
zur Flächenausstattung der Be-
teiligten und der Kooperation 
sowie über die übertragenen und 
freien Vieheinheiten und weite-
ren Kriterien zu machen. 

Die geeignete  
Rechtsform finden

Besonders sorgfältig ist der bei 
der Gründung abzuschließende 
Gesellschaftsvertrag zu gestalten 
und zu prüfen. Der die Viehein-
heiten zur Verfügung stellende 
Landwirt will häufig die Haftung 
so weit wie möglich ausschlie-
ßen, umgekehrt will der Vieh 
hal  tende Landwirt von dem an-
de ren Landwirt häufig nur die 
Vieheinheiten nutzen und die 
alleinige Geschäftsführung und 
Vertretung wahrnehmen. In der-
artigen Fällen ist daher eine KG 
sinnvoll, in der Letzterer als 
Kom plementär (Vollhafter) und 
Ersterer als Kommanditist (be-
schränkt Haftender) tätig wird. 
Die KG muss ins Handelsregis-
ter eingetragen werden. Der ak-
tive Tierhalter wird als Einlage 
in aller Regel die wesentlichen 
Betriebsgrundlagen zur Verfü-
gung stellen, das heißt den Stall, 
die Betriebsvorrichtungen, den 
Viehbestand und seine Arbeits-
kraft. Der andere Vertragspart-
ner hat oft nur ein Interesse da-
ran, ein Honorar für seine zur 
Verfügung gestellten Vieheinhei-
ten zu bekommen. Eine reine 
„Verpachtung“ von Vieheinhei-
ten ist jedoch nicht möglich. Er 
muss Gesellschafter werden. Um 
als Mitunternehmer anerkannt 
zu werden, braucht er Mitunter-
nehmerrisiko und -initiative. 
Daher muss er eine Kapitaleinla-
ge leisten.

Die Gülle kann einen wertvol-
len Rohstoff für die Beteiligten, 
insbesondere auch für den „in-
aktiven“ Landwirt darstellen. 

Auf EinEn 
BlicK

Eine Tierhaltungskoopera-
tion ist eine sinnvolle Mög-
lichkeit für einen expandie-
renden Viehhaltungsbe-
trieb, seine Tierhaltung im 
Zuge der Kooperation aus-
zuweiten. Die Partnerbe-
triebe (besonders Ackerbau-
betriebe), die ihre freien 
Vieheinheiten dafür zur 
Verfügung stellen, profitie-
ren dabei von einer Vergü-
tung für ihre bislang nicht 
selbst genutzten Viehein-
heiten und von der Mög-
lichkeit, organischen Dün-
ger erhalten zu können. Auf 
die dauerhafte Einhaltung 
der persönlichen und sach-
lichen Voraussetzungen so-
wie die Gestaltung des Ge-
sellschaftsvertrages ist be-
sonderes Augenmerk zu 
legen. 

Gegebenenfalls kann er so güns-
tig an organischen Dünger kom-
men. Dies sollte man bereits bei 
der Vertragsgestaltung berück-
sichtigen. 

Verzinsung  
des Haftkapitals

In der Regel übernimmt allein 
der „aktive“ Landwirt die Ar-
beitserledigung. Dies muss sei-
nen Niederschlag ebenfalls im 
Gesellschaftsvertrag finden. Die 
Geschäftsführungs- und Vertre-
tungsbefugnis ergibt sich bei der 
GbR aus dem Gesellschaftsver-
trag, bei der KG gelten die Re-
gelungen des HGB, nach denen 
der Komplementär die Ge-
schäftsführung und Vertretung 
übernimmt. 

Das Überlassen der Viehein-
heiten wird je nach Region un-
terschiedlich vergütet. Darüber 
hinaus wird häufig eine Verzin-
sung des Haftkapitals bei der 
Gründung einer KG vereinbart. 
Um aber nicht in den Bereich 
der umsatzsteuerpflichtigen Ver-
gütung zu gelangen, sollte eine 
Gewinnverteilung erfolgen, die 
sich an Pro zentsätzen ausrichtet.

 


